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J. Perſonalien. 
eine Majeſtät der König haben Aller— dem Geheimen Regiſtrator Müller im 
Miniſterium für Handel und Gewerbe 
den Charakter als Kanzleirat 
Kiel in Trier, Hermann von Ros- zu verleihen. 
nowski in Hannover und Moritz 
Schüler in Hildesheim den Charakter 
als Geheimer Regierungsrat, 
Kommerzienrat Emil Jacob in Berlin 
den Charakter als Geheimer Kom- 
merzienrat, 
Kaufmann und Fabrikbeſitzer Steg: 
mund Borchardt in Berlin, den Fabrik— 
beſitzern Paul Buſch und Franz Müller 
in M. Gladbach, dem Hüttendirektor 
Hugo Jacobi in Sterkrade, Kreis Ruhr⸗ 
ort, dem Mühlenbeſitzer Guſtav Karow 
in Stargard i. Pom., dem Ziegelei 
beſitzer Karl Mejer in Wandsbek, dem 
Fabrikbeſitzer Hellmut Münter in An⸗ 


Bei dem Miniſterium für Handel und 
Gewerbe iſt der Kanzleidiätar Ernſt Schulze 
zum Geheimen Kanzleiſekretär ernannt worden. 


Der Landgerichtsrat von Hartwig in 
Flensburg iſt an Stelle des Landgerichtsrats 
Niſſen zum Vorſitzenden des Seeamts da— 
ſelbſt ernannt worden. 


Der Regierungsaſſeſſor Francke zu 
Breslau iſt zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 
des Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung 


flam und dem Fabrikanten Karl S tab: 
mer in Georgsmarienhütte, Kreis Osna 
SE den Charakter als Kommerzienrat 
un 


Regierungsbezirk Breslau und des Schieds⸗ 
gerichts für die Arbeiterverſicherung im Eiſen⸗ 
bahndirektionsbezirke Breslau und der Re⸗ 
gierungsaſſeſſor Dr. Bergenthal in Oppeln 


zun ſtellvertretenden Vorſitzenden des Schiedg- Deckert an der Maſchinenbauſchule in 
gerichts für Arbeiterverſicherung Regierungs⸗ Görlitz. 
bezirk Oppeln ernannt worden. Zu Oberlehrern ſind eruannt worden die 


cher 
Das Prädikat Profeſſor iſt verliehen Diplomingenieur Hermann Edert an der 
worden: höheren Maſchinenbauſchule in Hagen, 


Regierungsbauführer Wilhelm Jung an 
den vereinigten Maſchinenbauſchulen in 


dem mit der Leitung der vereinigten Ma- 
ſchinenbauſchulen in Dortmund beauf 


tragten Oberlehrer Kaiſer ſowie Dortmund und 
den Oberlehrern | Schiffbauingenieur Heinrich Herner an 
Schmitt, Weigel und Siewers an der höheren Schiff und Maſchinenbau— 
der genannten Anſtalt, ſchule in Kiel. 
Ganz an der Maſchinenbau und Hütten— 
ſchule in Gleiwitz, | Es find ernannt worden: 
Dr. Kuauff an der höheren Maſchinen— die Baugewerkſchullehrer Wurmbach und 
bauſchule in Altona, | Teichmann in Cöln zu Oberlehrern, 
Dr. Düſing an der höheren Schiff und die Lehrerinnen Gertrud von Schütz und 
Maſchinenbauſchule in Kiel, Gertrud Fuhr zu ordentlichen Gewerbe 
Kaempfe und Hornung an der höheren ſchullehrerinnen an der Handels- und 
Maſchinenbauſchule in Magdeburg und Gewerbeſchule für Mädchen in Poſen. 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Jahresnachweiſuugen über die im Poſtanweiſungsverkehre ohne Einzelquittungen zu 
zahlenden Dienſteinküufte, Penſionen njw. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 3. Januar 1905. 

Int Auſchluß an meinen Erlaß vom 27. April 1904 (M. Bl. S. 226) erſuche ich Sie, 
die hierunter abgedruckte Verfügung des Herrn Finanzminiſters vom 10. November 1904, 
betreffend die Form der Nachweiſungen über die von den Regierungshauptkaſſen und den 
Spezialkaſſen im Poſtanweiſungsverkehr ohne Einzelquittungen zu zahlenden Dienſteinkünfte, 
Penſionen und Hinterbliebenenbezüge, für den Umfang meiner Verwaltung ebenfalls in 
Anwendung zu bringen und ſoweit erforderlich den Ihnen nachgeordneten Behörden und 
Anſtalten dieſer Verwaltung zur Anweiſung ihrer Kaſſen mitzuteilen. 

In Vertretung. 
IIa 5258. I 10 395. Lohmann. 
An die Herren Regierungspräſidenten. 
Anlage. 
Der Finanzminiſter. 
Berlin C. 2, den 10. November 1904. 

Im Einverſtändnis mit der Reichspoſtverwaltung beſtimme ich hierdurch, daß die durch 
den Runderlaß vom 20. Februar d. Is. vorgeſchriebenen Jahresnachweiſungen über die 
von den Regierungshauptkaſſen und deren Spezialkaſſen im Poſtanweiſungsverkehr ohne 
Einzelquittungen zu zahlenden Dienfteinfünfte, Penſionen und Hinterbliebenenbezüge nach 
Aufbrauch des vorhandenen Formularbeſtandes nach dem beiliegenden Muſter aufgeſtellt 
werden. Das neue Muſter unterſcheidet ſich von dem bisherigen dadurch, daß innen die 
Spalten „bar abgeſandt“ und auf der letzten Seite die Geldſpalten ſchraffiert ſind und daß 
ferner die letzte Seite aus poſtaliſchen Rückſichten einige Ergänzungen erfahren hat. 
Spalte 6 der letzten Seite foll eine Breite von 3 em erhalten. 

Die Poſtanſtalten ſind vom Reichs-Poſtamt angewieſen worden, die fraglichen Nach 
weiſungen ferner nicht zu beanſtanden und fich insbeſondere mit der Spalte für den Stempel⸗ 
abdruck in ihrer geringen Größe einzurichten. 

In Vertretung. 
Dombois. 
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Betr. Unterſuchungen von Waſſerverſorgungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 25. Dezember 1904. 

Ich habe die hieſige Königliche Geologiſche Landesanſtalt und Bergakademie an⸗ 
gewieſen, die gutachtliche Unterſuchung von Waſſerverſorgungen in allen Fällen, in welchen 
ein überwiegendes öffentliches Intereſſe vorliegt, durch ihre Beamten gegen alleinige Ér- 
ſtattung der Tagegelder und Reiſekoſten, ohne Forderung eines beſonderen Honorars, aus— 
führen zu laſſen. Ich erſuche Sie, hiervon die Gemeindeverwaltungen Ihres Bezirks durch 
Vermittlung der Landräte in Kenntnis ſetzen zu laffen. Anträge der Gemeinden auf ſolche 
Unterſuchungen find durchlaufend bei dem Landrat an die Adreſſe „Königliche Geologiſche 
Landesanſtalt und Bergakademie Berlin N. 4 Juvalidenſtraße 44“ zu richten. Um, beſonders 
in den erſten Jahren, eine übermäßige Inanſpruchnahme der Landesanſtalt zu vermeiden, 
ſind die Landräte anzuweiſen, nur ſolche Anträge weiterzugeben, bei welchen ein wirkliches 
Bedürfnis und die Abſicht vorliegt, die zu begutachtende Waſſerverſorgungsanlage alsbald 
auszuführen. 

[. 9985, Möller, 


An die Herren Regierungspräſidenten und die Königlichen Oberbergämter. 


Betr. Zahlungen an Haudelsfirmen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 3. Januar 1905. 

Die hierunter zum Abdruck gebrachte Rundverfügung des Herrn Finanzminiſters 
vom 3. November v. J., betreffend die Zahlungen an Handelsfirmen, iſt auch für den 
Umfang meiner Verwaltung zu beachten. Sie wollen daher von dieſer Verfügung den 
Ihnen nachgeordneten Behörden und Anftalten der Handels- und Gewerbeverwaltung zur 
Anweiſung der Kaſſen Kenntnis geben. 

In Vertretung. 


Ia 5129. 1 10 894. Lohmann. 
An die Herren Regierungspräſidenten. 

9 
Der Finanzminiſter. Ze 
Berlin C. 2, den 3. November 1904. 

Wenn bei Zahlungen an Handelsfirmen die Quittung nicht von dem Firmainhaber, 
ſondern von dem Vertreter oder dem Prokurazeichner oder dem Handlungsbevollmächtigten 
ausgeſtellt iſt, wird vielfach von der zahlenden Kaſſe unter der Quittung die Berechtigung 
des Quittungsausſtellers zur Empfaugnahme der Zahlung beſcheinigt. 

Da der Kaſſenbeamte dafür verantwortlich iſt, daß die Zahlung nur an den be— 
rechtigten Empfänger erfolgt, ſo iſt die Königliche Ober-Rechnungskammer damit ein 
verſtanden, daß die Beibringung der vorgedachten Beſcheinigungen fortan unterbleibt. 

Die nachgeordneten Kaſſen ſind hiernach mit Anweiſung zu verſehen. 

In Vertretung. 
(gez.) Dombois. 


An ſämtliche Königliche Regierungen. 


III. Handels⸗ Angelegenheiten. 


1. Schiffahrts-Angelegenheiten. 
Betr. Befugnis zur Ausübung des Schiffergewerbes. 


Dem Schiffer Ernſt Friedrich Martin in Roſenhagen i. Weftf. ift durch den Spruch 
des Seeamtes in Brake vom 2. Dezember 1904 die Befugnis zur Ausübung des Schiffer— 
gewerbes entzogen worden. 
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Überſicht über die im Jahre 1905 abzuhalteuden Prüfungen von Seedampfſchiffs⸗Maſchiuiſten. 


Die Prüfungen beginnen in: 
na M É b Geeſte⸗ 
Königsberg Danzig Stettin Roſtock Lübeck Flensburg En 
münde 
2. Mai 9. Mai 27. Februar 7. März 14. Februar 5. Juni 6. März 
5. September] 12. Sep. | 7. Auguſt | 27. Juni 13. Juni 11. De⸗ 29. Mai 
tember zember 
3. Oktober |17. Oktober 2. Oktober 
11. De⸗ 
zember 
Hamburg“) 
Bremen Bremerhaven 1 2. | 3. 4. 
Vierteljahr 
9. Januar | 6. Februar 2. Februar 3. April 3. Juli 30. Oktober 
I e UY. I, HI, IV. I, HL IV. , N, y, 
10. Juli 3 illi 16. Februar 1. Mai | 31. Juli 11. Dezember 
. Į | fir We 
16. Oktober 2. März 15. Mai 4. September 14. Dezember 


D, HI, IV.. I, 8, ei 
29. Juni 18. September 
I 


) In Hamburg ſind für die einzelnen Maſchiniſtenklaſſen beſondere Prüfungstermine feſtgeſetzt. Die 
iffern , II, II/, AV unter den Prüfungstagen geben au, ob die Prüfung für Maſchiniſten J., II., III. oder 
IV. Klaſſe beſtimmt iſt. 


2. Verkehr mit Nahrungsmitteln. 
Betr. Ausführung des Fleiſchbeſchaugeſetzes. 
Berlin, den 7. Dezember 1904. 

Zur weiteren Ausführung des Fleiſchbeſchaugeſetzes, insbeſondere zur Beſeitigung von 
Zweifeln und Verſchiedenheiten, die bei der Anwendung der Vorſchriften über die Einfuhr 
und Unterſuchung des ausländiſchen Fleiſches hervorgetreten find, ordnen wir im Einverſtänd— 
niſſe mit dem Herrn Reichskanzler folgendes an. 

l. In neuerer Zeit ift eine Einfuhr gekochter Rinderzungen, meiſt in Behältern, 
in denen die Zwiſchenräume mit Fett ausgegoſſen find, oder in einer Umhüllung von Rinds- 
därmen, die vielfach rot gefärbt ſind, verſucht worden. 

Unter Berufung auf die Allgemeine Verfügung vom 22. Juni 1903 unter Nr. 2 
(Min BBl. S. 261), nach der gekochte Lebern mangels der Möglichkeit einer zuverläſſigen 
Unterſuchung nicht eingeführt werden dürfen, haben verſchiedene Beſchauſtellen auch gekochte 
Rinderzungen aus gleichem Grunde zurückgewieſen; bei anderen ſind ſie jedoch eingelaſſen worden. 

Nach einer gutachtlichen Außerung des Kaiſerlichen Geſundheitsamtes und anderer 
Sachverſtändiger werden Rinderzungen durch die Einwirkung des Kochens nicht von allen 
in ihnen etwa vorhandenen Krankheitsſtoffen befreit, insbeſondere kann hierdurch die ſichere 
Vernichtung der bei Erkrankung der Tiere an Blutvergiftung (Septieaemie und Pyaemie) 
im ganzen Fleiſche verbreiteten, zu Fleiſchvergiftungen des Menſchen Anlaß gebenden Stoffe 
nicht erreicht werden. Ferner fam an gekochten Zungen eine Reihe von weſentlichen 
Mängeln, wie die Durchſetzung mit Finnen und die Herkunft von Tieren, die eines natür 
lichen Todes geſtorben ſind, nur unſicher oder überhaupt nicht erkannt werden. Hiernach 
trifft die in § 12 Abſ. 2 Nr. 2 des Fleiſchbeſchaugeſetzes für die Einfuhr zubereiteten Fleiſches 
aufgeſtellte Vorausſetzung, daß nach der Art der Gewinnung und Zubereitung des Fleiſches 
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Gefahren für die menſchliche Geſundheit erfahrungsgemäß ausgeſchloſſen find oder die Unfchad- 
lichkeit für die menſchliche Geſundheit fich in zuverläſſiger Weiſe bei der Einfuhr feſtſtellen läßt, auf 
gekochte Rinderzungen nicht zu. Die Einfuhr ſolcher Zungen iſt daher als un— 
zuläſſig anzuſehen. 

Da jedoch die bisher an einigen Beſchauſtellen erfolgte unbeanſtandete Zulaſſung ge- 
kochter Zungen in Handelskreiſen zu der entſchuldbaren Auffaſſung geführt haben kann, daß 
der Bezug ſolcher Ware aus dem Ausland erlanbt ſei, hat die Verſagung der ferneren 
Einfuhr gekochter Zungen erſt vom 1. April 1905 ab einzutreten. 

Unberührt hiervon bleibt das ſchon ſeit dem 1. Oktober 1900 in Kraft befindliche 
Verbot der Einfuhr gekochter Zungen in luftdicht verſchloſſenen Büchſen oder ähn 
lichen Gefäßen (§ 12 Abſ. 1 des Fleiſchbeſchaugeſetzes). 

II. Die Zollbehandlung der in gepökeltem Zuſtand eingeführten ſoge— 
nannten Schweineherzſchläge (vergl. die vorbezeichnete Allgemeine Verfügung vom 
22. Juni 1903 unter Nr. 3) hat bisher der erforderlichen Einheitlichkeit entbehrt. Von 
dieſen Herzſchlägen werden regelmäßig nur die zur Wurſtbereitung oder zu ähnlichen Zwecken 
verwertbaren Organe zum Genuſſe für Menſchen verwendet, während die nur zur Erzielung 
des Mindeſtgewichts von 4 kg eingeführten übrigen geringwertigen Teile, wie Luftröhre, 
Lunge, Zwerchfell, Magen und Fetteile, auch ohne daß fie bei der Unterſuchung beanſtandet 
werden, meiſt vernichtet oder wieder ausgeführt, in ſeltenen Fällen auch zu techniſchen 
Zwecken verarbeitet werden. Während im allgemeinen eine Verzollung auch dieſer minder— 
wertigen Teile verlangt worden iſt, ſind ſie bei verſchiedenen Beſchauſtellen namentlich 
dann vom Zolle frei gelaſſen worden, wenn eine Wiederausfuhr nach der Zerlegung auf 
Zollteilungslägern erfolgt ift. 

Bur Beſeitigung dieſer Verſchiedenheiten und zur Herbeiführung eines gleichmäßigen 
Verfahrens bei der Unterſuchung iſt in Zukunft folgendes zu beachten: 

1. Die bei der Einfuhr der Schweineherzſchläge gemachten Wahrnehmungen haben 
ergeben, daß von denjenigen Teilen, die tatſächlich nach der Unterſuchung abgetrennt und 
meiſt vernichtet oder wieder ausgeführt werden, einige, nämlich der Kehlkopf, die Luftröhre, die 
Lungen, der ſehnige Teil des Zwerchfells ſowie die Magen- und Schlundteile regelmäßig in 
geſundheits⸗-polizeilicher Hinſicht zu Bedenken Anlaß geben (§ 14 Abſ. 1 unter e der Bundes- 
ratsbeſtimmungen D) oder fich doch auf ihre Unſchädlichkeit für die menschliche Geſundheit 
nicht in zuverläſſiger Weiſe unterſuchen laffen (§ 12 Abſ. 2 Nr. 2 des Fleiſchbeſchaugeſetzes). 
Namentlich gilt dies für die Lungen, die meiſt mit Brühwaſſer verunreinigt ſind (vergl. 
§ 35 Nr. 18 der Bumdesratsbeſtimmungen A) und bei denen jedenfalls nicht mit Sicherheit 
feſtgeſtellt werden kann, daß dieſer Mangel nicht vorliegt. Die vorbezeichneten Teile ſind 
daher künftig durchweg durch die Beſchauſtellen bei der tierärztlichen Unterſuchung zu bean— 
ſtanden. Demgemäß hat, ſoweit nicht aus ſonſtigen Gründen eine unſchädliche Beſeitigung 
oder Zurückweiſung ganzer Schweineherzſchläge ſtattfinden muß, die Zurückweiſung der be— 
zeichneten abzutrennenden Teile zu erfolgen. Auf Antrag oder im Einverſtändniſſe mit 
dem Verfügungsberechtigten oder wenn dieſer es ablehnt, für die Zurückſchaffung der Waren 
in das Ausland zu ſorgen, kann jedoch ſtatt der Wiederausfuhr der zurückgewieſenen Teile 
die Vernichtung oder die Einfuhr zu techniſcher Verwertung nach vorheriger Denaturierung 
oder ohne ſolche unter geeigneten Kontrollmaßregeln geſtattet werden (vergl. § 17 des 
Fleiſchbeſchaugeſetzes, §§ 22, 29 der Bundesratsbeſtinnnungen D, § 7 Abſ. 1 der Fleiſch— 
beſchauzollorduung, der ſinngemäß hier Anwendung finden kann; ſowie die Anmerkungen hierzu 
und zu § 19 F. 3.O. 1 bei Georg Schmidt „Die Fleiſchbeſchauzollordnung“ S. 35, 67, 89, ferner 
Schroeter „Das Fleiſchbeſchaugeſetz“ 2. Auflage, Anmerkung zu § 21 B. B. D. S. 165). 

2. Für die Zollpflichtigkeit gelten nachſtehende Grundſätze: 

a) Im Falle der Vernichtung der beanſtandeten Fleiſchteile kommt nach § 22 unter 
a der Fleiſchbeſchauzollordnung Zoll nicht zur Erhebung; 

b) im Falle der Einfuhr zur techniſchen Verwertung tritt nach der neuen Faſſung 
der Aumerkungen zu den Artikeln „Fett“ und „Fleiſch“ in dem amtlichen Waren⸗ 
verzeichnis zum Zolltarif (Zentralblatt für das Deutſche Reich 1904 S. 189/190) 
Zollfreiheit oder Zollermäßigung ein; 

e) im Falle der Wiederausfuhr iſt Zoll zu erheben, ſofern die Wiederausfuhr nicht 
aus einem Teilungslager erfolgt. 

III. Nach § 17 der Anlage a zu den Bundesratsbeſtimmungen D (Anweiſung für 
die tierärztliche Unterſuchung des in das Zollinland eingehenden Fleiſches) ſind Schweine 
leinſchließlich der Wildſchweine) vor der Unterſuchung durch Spalten der Wirbelſäule 
und des Kopfes in Hälften zu zerlegen. Aus Intereſſentenkreiſen ift die Bitte geſtellt, 
bei der Einfuhr von Wildſchweinen auf eine ſolche Zerlegung zu verzichten, weil durch Be— 
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laſſung der Wildſchweine in ungeteiltem Zuſtande deren Haltbarkeit erhöht werde. Es 
unterliegt keinem Bedenken, bei eingeführten Wildſchweinen dasſelbe Zugeſtändnis wie bei 
Schweinen im Julande zu machen, daß nämlich auf Antrag des Beſitzers von der Spaltung 
der Wirbelſäule und des Kopfes abgeſehen werden darf, wenn auf andere Weiſe aus 
reichend ſichergeſtellt wird, daß Finnen nicht vorhanden find (vergl. § 27 letzter Satz der 
Bundesratsbeſtimmungen A und § 31 der preußiſchen Ausführungsbeſtimmungen vom 
20. März 1903 [Min. Bl. f. d. gef. innere Verwalt. S. 560). 

IV. Über die Rückzahlung oder Nachforderung der zuviel oder zuwenig 
erhobenen Unterſuchungsgebühren enthält die Gebührenordnung für die Unterſuchung 
des in das Zollinland eingehenden Fleiſches vom 12. Juli 1902 keine beſonderen Vorſchriften. 
Durch die Rückzahlung oder Nachforderung aller, auch der kleinſten Gebührenbeträge 
erwachſen den Beſchauſtellen Mühen und Koſten, au denen der Wert des Gegenſtands 
häufig nicht im richtigen Verhältniſſe ſteht. In Anlehnung an die vom Bundesrate durch 
Beſchluß vom 13. März 1890 (§ 148 der Protokolle) für die Zollgefälle feſtgeſtellten Grund 
ſätze ordnen wir daher an, daß Gebührenbeträge von nicht mehr als 10 Pfg. weder nach— 
erhoben noch zurückvergütet werden und daß Beträge über 10 Pfg. aber unter 3 M 
jedesmal nachzufordern, jedoch nur auf Antrag binnen Jahresfriſt zurückzuzahlen ſind. 
Beträge von 3 AH und darüber find ſtets nicht nur nachzuerheben ſondern auch ohne An 
trag zurückzuerſtatten. Zurückzuerſtattende Beträge gelten jedoch als verfallen, wenn der 
zum Empfange Berechtigte den Betrag innerhalb eines Jahrs vom Zeitpunkte der An 
weiſung ab nicht erhoben hat. 


Der Miniſter der geiſtlichen, Der Finanzminiſter. Der Miniſter 
Unterrichts- und Medizinal— Ju Vertretung. für Landwirtſchaft, Domänen 
Angelegenheiten. Dee und Forſten. 
Im Auftrage. In Vertretung. 
Schmidtmann. von Conrad. 


Der Miniſter 

für Handel und Gewerbe. 
In Vertretung. 
Lohmann. 


An die beteiligten Herren Regierungs-Präſidenten und den Herrn Polizei-Präſidenten hier. 


2. Dampf 


überſicht über die von den Gewerbe⸗Juſpektionen, den Vergrevierbeamten, den Dampfkeſſel⸗ 
den amtlichen Prüfungen befreit find, im Laufe des Etatsjahres 1903/04 überwachten 


Beſtand Veſtand Außere 
am 31. März 1903 am 81. März 1904 Unterſuchungen 
Überwacht von den | 
erwacht v feft: beweg⸗ egie | | Keſſel feſt⸗ beweg⸗ WIR Keſſel ge aufer 
ſtehende liche zus ſſtehende liche zu⸗ 4 ordent- 
Keſſel Keſſel e ſammmen | Keſſel Keſſel zog fammen mine liche 
Gewerbeinfpeltionen . . . .] 372 176 139 687 40 208 145 358 12 
Bergrevierbeamten . 3254 548 8 802 2716 466 1531 31 
Dampfkeſſel⸗ n | 
Peketfenß . . 66 085 23014 2766 91865 67 467 23 831 2812 94 1100 104476 1073 
Beſitzern, die nach de 98 2 | 
u. 5 der Keſſelanweiſung von 
den amtlichen e be⸗ j | 
mein 0. - . | 1506 330 89 1875| 1496) 8%: 33 1858 1 329 7 


Zuſammen . . . [71217 24068 2944 98 22972 080 24 829 2990 99839] 107 694 1123 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 


Betr. Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zu Zwangsinunngen — und über die Beitragspflicht 
zur Handwerkskammer. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 20. Oktober 1904. 

Wenn die zuſtändigen Behörden einen gewerblichen Unternehmer während längerer 
Zeit angehalten haben, in feinem Gewerbebetriebe die ihn in manmigfacher Weiſe De- 
ſchränkenden, nur für Fabriken geltenden Vorſchriften der Gewerbeordnung zu befolgen, 
ſo muß es von ihm als eine ungerechtfertigte Härte empfunden werden, wenn ihm von im 
weſentlichen denſelben Behörden die Anerkennung feines Betriebes als Fabrik in dem 
Augenblicke verſagt wird, wo er verſucht, daraus für ſich Rechte, wie die Befreiung von 
den Beiträgen zu den Koſten der Handwerksorganiſationen abzuleiten. Um ſolchen Un— 
zuträglichkeiten zu begegnen, iſt in den Erlaſſen vom 16. Januar und 12. Auguſt 1902 
(Ml. S. 45 und 324) und in Nr. 109 der Ausf. Anw. zur Gew. O. vom 1. Mai 1904 
beſtimmt, daß ein Gewerbebetrieb auch im Hinblick auf die Organiſationen des Handwerks 
nicht als handwerksmäßig angeſehen werden ſolle, wenn für ihn feſtſteht, daß für die darin 
beſchäftigten Arbeiter die Vorſchriften im Titel VII Abſchnitt IV der Gew. O. gelten. 
Deingemäß wünſche ich, daß vor der Entſcheidung über die Fabrikmäßigkeit eines Gewerbe— 
betriebs gemäß §§ 89, 100h, 1031 der Gew. O. regelmäßig feſtgeſtellt wird, ob bisher auf 
den Betrieb durch Anordnungen der zuſtändigen Behörden die Vorſchriften im Titel VII 
Abſchnitt IV der Gew. O. angewendet worden find, und daß, wenn dies der Fall ift, der 
Betrieb auch weiterhin ſolange als Fabrik behandelt wird, bis ſich die Unrichtigkeit dieſer 
Annahme zweifellos exwieſen hat. 

Im Auftrage. 

IIIa 7656. Neuhaus. 


An den Herrn Oberpräſidenten in N. 


keſſelweſen. 


überwachungs⸗Vereinen und den Beſitzern, die nach den Së 2 und 5 der Keſſelauweiſung von 
Dampfkeſſel und die au ihnen ausgeführten Unterſuchungen, Druckproben und Abnahmen njw. 


Innere Waſſerdruck⸗ Bor: | Unter: 


tudun = 
Unterſuchungen proben Schluß⸗ prüfung aen GE 


Unfällen, ſuchun⸗ 


abnahme oan Ge, bie 
aufer- nach malte non nehmi⸗ Außer⸗ e gs 


außer- nach nach 


rege! regel⸗ „und nen belrieb⸗ Explo⸗ 
mäßige ordent: 8 16 8 32 vi ordent⸗ zur genehs Keſſeln gungs⸗ | jeßung 751 S 
j a ionen 
e uche ` as | sopa J mäßige iche kur E Gesuchen LC" 
1 | 
ES 
201 14 or b t t | z à 
8 : 129 20 24 42 78 1420 - 11 * ae Zahlen umfaſſen 
371 ; z a g 0 z E zum Teil zugletch die von 
671 33 85 7236 37 150 145] 211 178 10 I den ere e e 


| | geprüften Geſuche, deren 
36107 1735| 1914| 1540130 635 2656 6452| 6 566 6 903% 147 124 gewerbe nod, i 
in Frage kam. 


400 7344 . EH 4 54 54 21 4 8 à 
— — E ññ—ñßꝛ—ßv—t-.f— 


37442 1789 2041 161013 655 696 2884 6 693 6 sm 8695 165 18 
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Veränderungen der Reviſionsberechtigungen der Ingenieure von Dampfkeſſel⸗Uberwachungsvereinen. 


Bezeichnun . s e Mit der Aus der 

le: Den nachgenannten Vereinsingenieuren find [Stellvertretung] Vereins 
erteilt worden die Berechtigungen ae D fi tätigfeit find 
"beauftragt: ſausgeſchieden 


I. Grades. II. Grades. III. Grades. IV. Grades. Ingenieur Ingenieur 


der Vereine 


nach 
ihrem Sitz. 


Brest: = Czernek 
Frankfurt a. O. f REN als Oberingenieur 

Hille 
Stuttgart — — Zahn 
r Straſſer 
Kattowitz Hinz 
Eſſen a. d. R. Müller, 

Carl 

Miho? Luda 
M.⸗Gladbach. . Hirſchkind 
SA LE er Täubrich 


3. Organiſation des Handwerks. 
Betr. Siegel der Prüfuugskommiſſionen der Handwerkskammer. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 10. Januar 1905. 

Die Befugnis, ein Siegel mit dem heraldiſchen preußiſchen Adler zu führen, iſt durch 

meinen Erlaß vom 6. Juli 1900 (B. 3327) lediglich den Handwerkskammern verliehen 
ba E D d GR e 
worden. Die Führung eines ſolchen Siegels durch einen von einer Handwerkskammer 
gemäß § 131 der Gewerbeordnung errichteten Prüfungsausſchuß iſt daher nicht als zuläſſig 
zu erachten. 
Im Auftrage 

IIIa 10549. Neuhaus. 
An den Herrn Regierungspräſidenten in N. 


4. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinignugen gemäß § 75a des K. V. G. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranken— 
verſicherungsgeſetzes genügen: | 

1. Krankenkaſſe für die im Handelsgewerbe beſchäftigten Perſonen, Techniker, 
Bureaubeamte und Werkmeiſter (E. H.) in Remſcheid, l 
2. Allgemeine Kranken- und Sterbekaſſe (E. H.) zu Riedelbach, 
3. Eintracht, Kranken und Sterbekaſſe zu Höhr (E. H.), 
4. Allgemeine Schuhmacher Krankenkaſſe (E. H.) in Bielefeld, 
5. Concordia (E. H.) in Krefdorf, 
6. Krankenkaſſe der militäriſchen Brüderſchaft von Bahrenfeld und Umgegend (E. H.), 
10 Kaufmänniſche Krankenkaſſe zu Hannover, vormals Krankenkaſſe des Kauf— 
männiſchen Vereins (E. H.), l 
8. Kranken und Sterbe-⸗Unterſtützungskaſſe für Bauhandwerker zu Bolkeuhain (E. H.), 
9. Kranken- und Begräbniskaſſe des ſelbſtändigen Ortsvereins der Stuhlarbeiter 
und Berufsgenoſſen (E. H.) in Görlitz. 

Berlin, den 14. Januar 1905. 

Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Il Auftrage. 
Ila 10396 Ir. Neuhaus. 
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b) Schiedsgerichte. 
Betr. Vernichtung der Akten und Geſchäftsbücher der Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung. 


Anweiſung, betreffend die Aufbewahrung und Vernichtung der Akten und 
Geſchäftsbücher der Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung. 


1. Die Prozeßakten der Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung ſind zehn volle 
Kalenderjahre aufzubewahren; nach Ablauf dieſer Friſt können ſie vernichtet werden. Die 
Friſt beginnt mit dem Anfange des Kalenderjahrs, das auf dasjenige Kalenderjahr folgt, 
in welchem der letzte Eingang zu den Akten genommen iſt. Ausgenommen ſind diejenigen 
Akten, welche einem ſpäteren Streitverfahren beigefügt werden; dieſe Akten ſind mit den 
Akten über das ſpätere Streitverfahren aufzubewahren und dürfen erſt mit dieſen zuletzt 
genannten Akten vernichtet werden. l ` 

Den Vorſitzenden der Schiedsgerichte bleibt überlaſſen, einzelne Prozeßakten aus be- 
ſonderen Gründen länger aufzubewahren. 

2. Das Jahr der Weglegung der Prozeßakten iſt auf dem Aktendeckel zu vermerken. 
Der Vermerk iſt zu berichtigen, wenn die Akten ſpäteren Streitakten beigefügt werden. 

3. Die Akten allgemeinen Inhalts, Journale, Liſten, Kaſſenbücher der Schiedsgerichte, 
die am 1. Jannar 1901 aufgehoben find, können nach Ablauf von zehn Jahren vernichtet 
werden, ſoweit dies nach Durchſicht und Ausſonderung wichtiger Vorgänge angängig 
erſcheint. Von der Vernichtung der entſprechenden Akten uſw. der jetzigen Schiedsgerichte 
iſt vorläufig abzuſehen. 

4. Von ärztlichen Gutachten, die das Schiedsgericht einholt oder die in der münd— 
lichen Verhandlung durch den Vertrauensarzt abgegeben werden, find, ſoweit ihr twefent- 
licher Inhalt nicht in das Urteil des Schiedsgerichtes übernommen iſt, in Zukunft den 
Trägern der Verſicherung beglaubigte Abſchriften zu erteilen. Das gleiche gilt für Ver⸗ 
gleiche und Anerkennkniſſe, die in das Sitzungsprotokoll aufgenommen werden. Die Be 
glanbigung hat durch die Hilfsbeamten der Schiedsgerichte zu erfolgen. 


5. Vor der Vernichtung von Streitakten hat der Vorſitzende des Schiedsgerichtes eine 
zweimalige, tunlichſt koſtenloſe Mitteilung über die beabſichtigte Vernichtung in den geleſeneren 
Zeitungen des Gerichtsbezirks zu erlaſſen, wodurch die Beteiligten aufgefordert werden, ihr 
Jutereſſe an der längeren Aufbewahrung der Akten innerhalb einer Friſt von vier Wochen 
beim Schiedsgerichte nachzuweiſen. 


6. Beim Verkaufe der Akten uſw. iſt dem Käufer die Verpflichtung aufzuerlegen, die 
erſtandenen Akten uſw. einſtampfen oder ſonſt vernichten zu laſſen und vorher niemandem 
deren Durchſicht zu geſtatten. Für den Fall des Zuwiderhandelns ift eine Konventional— 
ſtrafe bis auf Höhe des doppelten Betrags der für alle verkauften Akten uſw. gezahlten 
Summe zu verabreden. An Perſonen, deren Zuverläſſigkeit nicht feſtſteht, dürfen Akten uſw. 
nicht verkauft werden. 

Die Vernichtung iſt amtlich zu überwachen. Eine darüber lautende Beſcheinigung iſt 
zu den Akten zu nehmen. l 

Findet die Vernichtung außerhalb des Schiedsgerichtsſitzes ftatt, ſo fann die Über 
wachung im Intereſſe der Koſtenerſparnis auf Erſuchen durch die betreffende Ortspolizei⸗ 
behörde bewirkt werden. 

Wenn der durch den Verkauf zu erzielende Erlös vorausſichtlich die entſtehenden 
Koſten nicht deckt, oder wenn ſich das Einſtampfungsverfahren nicht als ausführbar erweiſt, 
können die zu vernichtenden Akten uſw. unter amtlicher Aufſicht verbrannt werden. 


` Der Erlös aus dem Verkauf ift bei den Gerichtshaltungskoſten der Schiedsgerichte 
zu buchen, 


Berlin, den 30. Dezember 1904. 
Der Miniſter des Innern. Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage. 
v. Viſchoffshauſen. Nen 


In Vertretung. 


IIIa 9133, 1 10102 M. f. H. le 1187 M. d. J. 


— — — 
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V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten, 


1. Allgemeine Angelegenheiten. 
Betr. private gewerbliche Muterrichtsauſtalten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 7. Januar 1905. 


In der Anlage erhalten Sie einen Abdruck des inzwiſchen rechtskräftig gewordenen 
Beſcheids des Königlichen Oberverwaltungsgerichts vom 12. Juli v. J., der von der 
Befugnis der Verwaltungsbehörden gegenüber den privaten gewerblichen Unterrichtsanſtalten 
handelt, zur Kenntnisnahme und Mitteilung an die nachgeordneten Behörden. 

Auch in neuerer Zeit werden nicht ſelten noch Verſuche gemacht, mit unzureichenden 
Geldmitteln, Lehrkräften und Lehrmitteln gewerbliche Unterrichtsanſtalten zu eröffnen, mit 
Hilfe einer ausgedehnten, zur Irreleitung des Publikums geeigneten Reklame dieſen (inter. 
nehmungen, oft aus weiten Entfernungen, Schüler zuzuführen und den beteiligten Gemeinden 
dadurch neue Erwerbsquellen zu verſchaffen. Mit Rückſicht auf den zunehmenden Ausbau 
des Staatlichen und ſtaatlich unterſtützten gewerblichen Unterrichtsweſens in Preußen und 
auf die inzwiſchen erfolgte Uberweiſung gewerbeſchultechniſcher Dezernenten an die größeren 
Regierungen rechtfertigt und ermöglicht es ſich, jenen Beſtrebungen nachdrücklicher als 
bisher entgegenzutreten. 

Ich verweiſe deshalb auf den Erlaß vom 19. Juni 1901 (Min.⸗Bl. S. 106), zu deſſen 
Erläuterung ich mir weitere Weiſungen vorbehalte; ich erwarte indes ſchon jetzt, daß in 
Zukunft die Eröffnung zweifelhafter gewerblicher Unterrichtsanſtalten bereits von den Unter⸗ 
behörden mit den zur Verfügung ſtehenden, aus dem Beſcheide des Oberverwaltungsgerichts 
erſichtlichen Mitteln verhindert, keinesfalls aber die Zulaſſung gewerblicher Unterrichts— 
unternehmungen ohne vorherige Berichterſtattung au mich genehmigt werden wird. 


Iib 77. Den ller. 
An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 
Anlage. 


Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts, 8. Senat, vom 12. Juli 1904. 


Am 1. Februar 1904 erließ der Königliche Landrat zu Y. an die fünf Mitglieder 
des Vorſtandes des Vereins „Städtiſches Technikum X.“ folgende Verfügung: 


„Nachdem der Herr Miniſter für Handel und Gewerbe die zwangsweiſe 
Schließung des hieſigen Technikums angeordnet hat, gebe ich im Auftrage des 
Herrn Regierungspräſidenten in Z. den Mitgliedern des Vorſtandes hierdurch 
auf, die Anſtalt bis zum 1. Mai d. J. bei Vermeidung einer Geldſtrafe von 
150 W. oder zwei Wochen Haft zu ſchließen. 


Der Landrat.“ 


Hiergegen erhoben die fünf Vorſtandsmitglieder des Vereins Beſchwerde bei der „dem 
Herrn Regierungspräſidenten vorgeſetzten Aufſichtsbehörde.“ In einer ſpäteren Erklärung 
erläuterten die Vorſtandsmitglieder A., B., C. und D. diefe Beſehwerde dahin, daß fie 
nicht die Entſcheidung des Herrn Handelsminiſters erſtrebten; wer die Aufſichtsinſtanz für 
die Anordnungen des Regierungspräſidenten in Gemäßheit des § 133 des Landesver⸗ 
waltungsgeſetzes ſei, brauchten ſie nicht beſonders darzulegen. Darauf hat der Königliche 
Oberpräſident der Provinz Hannover die Beſchwerde durch Beſcheid vom 20. Mai 1904 
zurückgewieſen, und dagegen ift von A., B., C. und D. die Klage beim unterzeichneten 
Gerichtshof erhoben. 

Dieſe Klage iſt unzuläſſig. 


— 
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Die Kläger gehen in Übereinſtimmung mit den Behörden zutreffend davon aus, daß 
es ſich bei der angefochtenen Verfügung nicht um eine vom Landrat kraft der ihm zuſtehenden 
geſetzlichen Befugniſſe erlaſſene Anordnung handle, ſondern daß eine Verfügung des 
Regierungspräſidenten in Frage ſei, welche der Landrat im Auftrage des erſteren erlaſſen 
habe. Gegen dieſe Verfügung ſtand den Klägern die Beſchwerde an den Oberpräſidenten 
und die Klage bei dem Obervberwaltungsgericht nach § 130 des Landesverwaltungsgeſetzes 
unter der Vorausſetzung zu, daß die Verfügung eine „polizeiliche“ war. Eine „polizeiliche“ 
Auordnung im Sinne des § 130 a. a. O. liegt aber nicht vor. Bei der Beurteilung des 
Charakters der angefochtenen Verfügung kommt vor allem in Betracht, ob die Verfügung 
ſich in ihrer äußeren Form als eine polizeiliche darſtellt, und ob die Behörde ſelbſt ſie in 
Ausübung ihrer Polizeigewalt zu eigentlich polizeilichen Zwecken zu erlaſſen beabſichtigt hat. 
In der erſteren Hinſicht beweiſt die in der Verfügung ausgeſprochene Androhung einer 
Geldſtrafe oder Haftſtrafe nichts zugunſten der polizeilichen Natur der Anordnung. Jim 
§ 132 a. a. O. find die Zwangsbefugniſſe des Regierungspräſidenteu, des Landrats, der 
Ortspolizeibehörde und der Gemeinde- (Guts) Vorſteher zur Durchſetzung der von ihnen 
„in Ausübung der obrigkeitlichen Gewalt“ getroffenen Anordnungen geregelt und wird 
dieſen Behörden insbeſondere die Befugnis gegeben, zu dieſem Zwecke Geldſtrafen und 
unmittelbaren Zwang anzudrohen. Unter Anordnungen in Ausübung „obrigkeitlicher 
Gewalt“ ſind aber nicht etwa bloß Anordnungen in Ausübung der Polizeigewalt, oder 
polizeiliche Verfügungen im Sinne der 8E 127, 130 a. a. O. verſtanden, vielmehr auch 
alle in Ausübung anderer nicht in der Polizeigewalt einbegriffener — Hoheitsrechte 
getroffenen Anordnungen. Dies ſteht nach der Rechtſprechung des Gerichtshofs feft und 
folgt aus den Geſetzesmaterialien. Andererſeits unterliegt es aber keinem Zweifel, daß 
die Anordnung nicht in Ausübung der Polizeigewalt erlaſſen worden iſt. Vielmehr weiſt 
der Inhalt der Verfügung darauf hin, und der Königliche Regierungspräſident hat es den 
Klägern mittels Schreibens vom 2. März 1904 noch ausdrücklich eröffnet, daß er die ange- 
fochtene Verfügung „in feiner Eigenschaft als Aufſichtsbehörde über das gewerbliche Unter- 
richtsweſen im Regierungsbezirk“ erlaſſen habe. So wenig eine zur Wahrung der Schul— 
aufſicht im engeren Sinne von den Schulaufſichtsbehörden erlaſſene Anorduung als 
„polizeiliche“ Verfügung im Sinne des § 130 a. a. O. aufzufaſſen iſt (ſiehe Urteil des 
Oberverwaltungsgerichts vom 13. November 1903 im Preußiſchen Verwaltungsblatt Jahr⸗ 
gang 25 Seite 577 ff.), ſo wenig iſt dies der Fall, wenn, wie hier, eine aufſichtliche 
Anordnung auf dem in das Reſſort des Miniſters für Handel und Gewerbe fallenden 
Gebiet der gewerblichen Fachſchule (Allerhöchſter Erlaß vom 3. September 1884, Geſetz— 
ſammlung 1885 Seite 95) erlaſſen wird. 

Die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren ift hiernach unſtatthaft; die erhobene Klage 
war zurückzuweiſen. Da fih der erhobene Auſpruch ſofort als unzuläſſig herausſtellte, 
konnte dies durch Beſcheid ohne vorgängige mündliche Verhandlung geſchehen. 


2. Fachſchulen. 
Betr. Studieureiſen der Direktoren und Lehrer au Bangewerkſchulen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 27. Dezember 1904. 

Ich beabſichtige, künftig alljährlich einigen Direktoren und Lehrern von Baugewerk— 
ſchulen Beihilfen zu Studienreiſen zu bewilligen. Entſprechende Anträge ſind mir in Form 
einer Vorſchlagsliſte nach beifolgendem Muſter bei Beginn eines jeden Etatsjahres, erſt⸗ 
malig zum 1. April 1905, vorzulegen. Die Reiſezeit iſt nach Möglichkeit ſo zu wählen, 
daß nur Ferientage in Betracht kommen. Als Reiſekoſten iſt der Preis einer Rückfahrkarte 
oder eines Rundreiſehefts für die II. Wagenklaſſe und als Zehrungskoſten ein Betrag von 
12 , für den Tag in Anſatz zu bringen, der bei Reifen außerhalb des Deutſchen Reichs 
bis auf 18 , erhöht werden kann. 

Im Auftrage. 


IIIb 7605. Neuhaus. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


D 
"Tuieg, 


Anlage. 


(Erſte Seite.) 


Vorſchlagsliſte 
zur 
Bewilligung von Beihilfen zu Studienreiſen des Direktors und der Lehrer 
der Königlichen Baugewerkſchule in 


für das Etatsjahr 


(Iweite Seite.) 


ausgeführt | koſten. koſten. 
werden ſoll. 


4. 


è Tage, 
Ifde Name Zweck und Ziel an denen tute Weu, 
3j Aee À i Bemerkungen. 
Nr. . 
Amtscharakter. der Reife 


VI. Nichtamtliches. 
Bücherſchau. 


(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 


Die Frage des Befähigungsnachweiſes im Handwerk, Vortrag des Realgumnaſtal— 
lehrers Kahl in Darmſtadt. Verlag Eduard Roether, Darmſtadt. 
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